
 

Flüchtlings- und Asylpolitik 

Beschluss des Bundeskongresses vom 28.10.2012 

Die Europa-Union Deutschland setzt sich dafür ein: 

1. Die derzeitige Ausgestaltung der europäischen Flüchtlingspolitik muss grundlegend 

überdacht werden. Eine „Festung Europa“ ist nicht hinnehmbar. Insbesondere sind die 

Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention und der UN-Kinderrechtskonvention zu 

achten.  

2. Die europäische Flüchtlingspolitik muss von Solidarität getragen werden: Einzelne 

Mitgliedstaaten dürfen nicht mit den Problemen, die durch Migration entstehen können, 

allein gelassen werden. Die finanzielle, logistische und administrative Last ist zu teilen. 

Alle Länder der Europäischen Union müssen – in Abhängigkeit ihrer Kapazitäten – 

Flüchtlinge aufnehmen. Dies heißt auch, dass das Dublin II-Abkommen grundsätzlich 

modifiziert werden muss.  

3. Die Kompetenzen, Verantwortlichkeiten und das Budget der EU-Grenzschutzagentur 

Frontex müssen klargestellt und durch das Europäische Parlament kontrolliert werden.  

4. Die vertraglich vorgesehene gemeinsame Europäische Asylpolitik (Vgl.: Art. 78 AEUV) 

muss entwickelt und umgesetzt werden. Asylanträge müssen in einer angemessenen 

Frist bearbeitet werden – unabhängig vom Mitgliedstaat, in dem diese eingebracht 

werden.  

5. Die Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der Länder, aus denen Menschen 

flüchten, und der EU muss sich an den Bedürfnissen der Flüchtlinge orientieren. Die 

Politik gegenüber diesen Ländern muss kohärent sein. Zudem sollen 

zivilgesellschaftliche Organisationen mit einbezogen werden. Insbesondere soll die 

Achtung der Menschenrechte und die Konzeption einer effektiven 

entwicklungspolitischen Strategie im Mittelpunkt stehen.  

6. Die schulische und soziale Betreuung von Kindern und Jugendlichen von Asylbewerbern 

soll in besonderem Maße gefördert werden. 


